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 Veröffentlicht am 29.04.2025

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten Dr. Musger als Vorsitzenden sowie die

Hofräte MMag. Sloboda, Dr. Thunhart, Dr. Kikinger und die Hofrätin Mag. Fitz als weitere Richterin und weitere Richter

in der Rechtssache der klagenden Partei M*, vertreten durch Mag. Stephan Zinterhof, Rechtsanwalt in Wien, gegen die

beklagte Partei P*, vertreten durch Dr. Matthias Cernusca, Rechtsanwalt in Klosterneuburg, wegen Herausgabe des

eingeantworteten Nachlasses und 355.000 EUR sA, über die außerordentliche Revision der klagenden Partei gegen das

Urteil des Oberlandesgerichts Wien als Berufungsgericht vom 30. Jänner 2025, GZ 10 R 48/24p-32, in nichtöBentlicher

Sitzung den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Die außerordentliche Revision wird gemäß § 508a Abs 2 ZPO mangels der Voraussetzungen des § 502 Abs 1 ZPO

zurückgewiesen.Die außerordentliche Revision wird gemäß Paragraph 508 a, Absatz 2, ZPO mangels der

Voraussetzungen des Paragraph 502, Absatz eins, ZPO zurückgewiesen.

Text

Begründung:

[1]            Der Nachlass des 1994 verstorbenen Erblassers wurde der Witwe und dem Beklagten noch im selben Jahr

rechtskräftig eingeantwortet.

[2]            Die Vorinstanzen wiesen die Erbschaftsklage des Sohnes des Erblassers wegen Verjährung ab.

Rechtliche Beurteilung

[3]       Die dagegen erhobene außerordentliche Revision des Klägers ist mangels Aufzeigens einer Rechtsfrage der

Qualität des § 502 Abs 1 ZPO nicht zulässig. [3] Die dagegen erhobene außerordentliche Revision des Klägers ist

mangels Aufzeigens einer Rechtsfrage der Qualität des Paragraph 502, Absatz eins, ZPO nicht zulässig.

[4]            1. Die vom Kläger erhobene Erbschaftsklage unterlag nach der Rechtslage vor dem ErbRÄG 2015 der 30-

jährigen Verjährungsfrist, wenn damit – wie hier – keine letztwillige Verfügung umgestoßen werden musste (RS0013139

[T4]). Die Frist begann grundsätzlich mit dem Zeitpunkt zu laufen, in welchem das Recht „zuerst hätte ausgeübt werden

können“, seiner Geltendmachung also kein rechtliches Hindernis mehr entgegenstand. Subjektive oder nur in der

Person des Berechtigten liegende Gründe hatten keinen EinNuss auf den Beginn der Verjährung (2 Ob 151/24f Rz 12

mwN). Fand eine Einantwortung statt, war diese für den Verjährungsbeginn maßgebend (2 Ob 84/19w Pkt 3.3).

[5]            2. Wenn der Anspruch aus einem – hier unstrittig vorliegenden – „Altsachverhalt“ zum 1. 1. 2017 nach altem
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Recht noch nicht verjährt war, beginnt die kurze dreijährige Frist nach § 1487a ABGB idF ErbRÄG 2015 gemäß § 1503

Abs 7 Z 9 Satz 2 ABGB unabhängig von einer Kenntnis der anspruchsbegründenden Tatsachen durch den

Anspruchsberechtigten jedenfalls mit dem 1. 1. 2017, sodass ein davon betroBener Anspruchsgegner nach dem

31. 12. 2019 nicht mehr mit der Geltendmachung solcher Ansprüche rechnen muss (zuletzt 2 Ob 151/24f Rz 11 mwN).

§ 1487a Abs 1 ABGB erfasst schon nach seinem eindeutigen Wortlaut auch Erbschaftsklagen (2 Ob 175/19b Pkt 4.). [5]

2. Wenn der Anspruch aus einem – hier unstrittig vorliegenden – „Altsachverhalt“ zum 1. 1. 2017 nach altem Recht

noch nicht verjährt war, beginnt die kurze dreijährige Frist nach Paragraph 1487 a, ABGB in der Fassung ErbRÄG 2015

gemäß Paragraph 1503, Absatz 7, ZiBer 9, Satz 2 ABGB unabhängig von einer Kenntnis der anspruchsbegründenden

Tatsachen durch den Anspruchsberechtigten jedenfalls mit dem 1. 1. 2017, sodass ein davon betroBener

Anspruchsgegner nach dem 31. 12. 2019 nicht mehr mit der Geltendmachung solcher Ansprüche rechnen muss

(zuletzt 2 Ob 151/24f Rz 11 mwN). Paragraph 1487 a, Absatz eins, ABGB erfasst schon nach seinem eindeutigen

Wortlaut auch Erbschaftsklagen (2 Ob 175/19b Pkt 4.).

[6]            3. Die Abweisung der erst im Jänner 2024 eingebrachten Erbschaftsklage wegen Verjährung entspricht dieser

– von der Revision auch nicht angezweifelten – Rechtsprechung zu § 1487a ABGB iVm § 1503 Abs 7 Z 9 Satz 2 ABGB. [6]

3. Die Abweisung der erst im Jänner 2024 eingebrachten Erbschaftsklage wegen Verjährung entspricht dieser – von der

Revision auch nicht angezweifelten – Rechtsprechung zu Paragraph 1487 a, ABGB in Verbindung mit Paragraph 1503,

Absatz 7, Ziffer 9, Satz 2 ABGB.

[7]            4. Der Kläger meint vielmehr, § 1487a ABGB sei nicht anwendbar, weil er zur Abgabe der von ihm damals

unterfertigten Erb- und PNichtteilsverzichtserklärung durch List und Drohung verleitet worden sei, sodass seine (auch)

auf strafrechtlich relevantes Verhalten gestützten Ansprüche der 30-jährigen Frist des § 1489 ABGB unterlägen. Mit

dieser Argumentation entfernt er sich aber vom festgestellten Sachverhalt. Aus diesem ist weder eine Drohung noch

Arglist des Beklagten ableitbar, sodass sich die Frage nach einer Subsumtion des Sachverhalts unter § 1489 Satz 2

zweiter Fall ABGB oder einer analogen Anwendung dieser Bestimmung nicht stellt. [7] 4. Der Kläger meint vielmehr,

Paragraph 1487 a, ABGB sei nicht anwendbar, weil er zur Abgabe der von ihm damals unterfertigten Erb- und

PNichtteilsverzichtserklärung durch List und Drohung verleitet worden sei, sodass seine (auch) auf strafrechtlich

relevantes Verhalten gestützten Ansprüche der 30-jährigen Frist des Paragraph 1489, ABGB unterlägen. Mit dieser

Argumentation entfernt er sich aber vom festgestellten Sachverhalt. Aus diesem ist weder eine Drohung noch Arglist

des Beklagten ableitbar, sodass sich die Frage nach einer Subsumtion des Sachverhalts unter Paragraph 1489, Satz 2

zweiter Fall ABGB oder einer analogen Anwendung dieser Bestimmung nicht stellt.

[8]       5. Ob die Erb- und PNichtteilsverzichtserklärung rechtswirksam zustande gekommen oder mangels Belehrung

durch den Gerichtskommissär unwirksam ist, ist für die Verjährung nicht relevant, tangierte diese Frage doch (nur) die

(inhaltliche) Berechtigung der Erbschaftsklage.

[9]       6. Weshalb – entgegen dem nicht diBerenzierenden Wortlaut – eine auf die Nichtigkeit einer Erb- und

PNichtteilsverzichtserklärung gestützte Erbschaftsklage nicht von § 1487a ABGB erfasst sein soll, vermag die Revision

nicht darzulegen. [9] 6. Weshalb – entgegen dem nicht diBerenzierenden Wortlaut – eine auf die Nichtigkeit einer Erb-

und PNichtteilsverzichtserklärung gestützte Erbschaftsklage nicht von Paragraph 1487 a, ABGB erfasst sein soll, vermag

die Revision nicht darzulegen.
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